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Text 

Mitanwendung wasserrechtlicher Bestimmungen in Anlagenverfahren 

§ 134a. Sind auf Vorhaben, die einer Bewilligung bzw. Genehmigung nach der GewO 1994, dem 
AWG 2002 oder dem MinROG bedürfen, wasserrechtliche Bestimmungen von diesen Behörden 
mitanzuwenden, so sind bezüglich der mitanzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestände auch die nach diesem 
Bundesgesetz bestehenden behördlichen Befugnisse und Aufgaben zur Überprüfung der Ausführung der Anlage, 
zur Kontrolle, zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes, zur Gefahrenabwehr, zur nachträglichen 
Konsensanpassung, zur Vorschreibung und Durchführung von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Änderung 
und Auflassung, auch von diesen Behörden wahrzunehmen, soweit die in diesem Bundesgesetz bestehenden 
behördlichen Befugnisse und Aufgaben über die behördlichen Befugnisse und Aufgaben nach der GewO 1994, 
dem AWG 2002 oder dem MinROG hinausgehen. Die Bestimmungen betreffend die allgemeine 
Gewässeraufsicht bleiben unberührt. 


